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Vorblatt 


Übereinkommen Nr. 122 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung) 


A. Problem 

Das Übereinkommen Nr. 122 der Internationalen Arbeits- 
organisation (IAO) verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, eine 
aktive Beschäftigungspolitik zu betreiben. Diese Politik soll 
den innerstaatlichen Verhältnissen und Gepflogenheiten ent- 
sprechen sowie den Entwicklungsstand und die Wechselbezie- 
hungen zwischen den Beschäftigungszielen und anderen wirt- 
schaftlichen und sozialen Zielsetzungen berücksichtigen. 


B. Lösung 

Ratifizerung des Übereinkommens Nr. 122 der IAO. Diese ist 
möglich, weil in der Bundesrepublik die vom Übereinkommen 
geforderte aktive Beschäftigungspolitik durch die bisherige Ge- 
setzgebung (Arbeitsförderungsgesetz, Stabilitätsgesetz, Ausbil- 
dungsförderungsgesetz, Berufsbildungsgesetz) gewährleistet ist. 


C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 122 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 9. Juli 1964 über die Bescbäftigungs- 

politik 

— Drucksache VI/1243 — 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Remscheid) 


1. Allgemeines 
1 . 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 72. Sitzung 
vom 14. Oktober 1970 den Gesetzentwurf zu dem 
Übereinkommen Nr. 122 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation vom 9. Juli 1964 über die Beschäf- 
tigungspolitik (im folgenden „Übereinkommen" ge- 
nannt) — Drucksache VI/1243 — dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung federführend und dem 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit mit- 
beratend überwiesen. Der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit hat den Entwurf gutachtlich 
behandelt. Er begrüßte hierbei die Zielsetzungen des 
Übereinkommens im sozial- und bildungspolitischen 
Bereich und hat keine Einwände erhoben. Der mitbe- 
ratende Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit hat dem federführenden Ausschuß empfohlen, 
dem Gesetzentwurf zuzustimmen. Er hat jedoch 
darauf hingewiesen, daß nach seiner Ansicht das 
Übereinkommen, das weltweit die Beschäftigungs- 
politik aktivieren soll, mehr ein Modell für hochent- 
wickelte Industriestaaten darstelle; es entspreche 
dagegen tatsächlich nicht den Bedingungen in Län- 
dern mit wenig entwickelter Wirtschaftsstruktur. 
Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Entwurf Drucksache VI/1243 abschließend beraten. 

2 . 

Das Übereinkommen ist am 9. Juli 1964 von der 
Allgemeinen Konferenz der Internationalen Arbeits- 


organisation angenommen worden und am 5. Juli 
1966 in Kraft getreten. Bis zum 1. Februar 1970 hat- 
ten 30 Staaten das Übereinkommen ratifiziert. 

Aufgabe des Übereinkommens ist, die Verfassung 
der Internationalen Arbeitsorganisation (Bundesge- 
setzbl. 1957 II Seite 317) sowie insbesondere einen 
Teil ihrer in der Erklärung von Philadelphia vom 
10. Mai 1944 umrissenen Ziele zu verwirklichen. Er- 
gänzend hierzu hat die Internationale Arbeitsorga- 
nisation die Empfehlung Nr. 122 über die Beschäfti- 
gungspoMtik angenommen. 

Hiernach ist die Internationale Arbeitsorganisa- 
tion verpflichtet, bei den einzelnen Nationen der 
Welt Programme zu fördern, die dazu dienen, die 
Vollbeschäftigung und eine Verbesserung des Le- 
bensstandards zu erreichen, Arbeitslosigkeit zu ver- 
hüten und einen angemessenen Lebensunterhalt zu 
gewährleisten. Diesen beschäftigungspolitischen Auf- 
trag kann die Internationale Arbeitsorganisation in- 
des nur erfüllen, wenn sie die Auswirkungen der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik auf die Chancen- 
gleichheit aller Menschen im Hinblick auf Arbeit, 
Beruf, materiellen Wohlstand und soziale Sicherheit 
nicht unberücksichtigt läßt. Nur dadurch wird jeder- 
mann garantiert, daß er das ihm in der allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte eingeräumte Recht 
auf Arbeit, freie Berufswahl, angemessene Arbeits- 
bedingungen und Schutz gegen Arbeitslosigkeit hat. 
Dieses Ziel fordern bereits die früher von der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation u. a. beschlossenen 
beschäftigungspolitischen Instrumente, so vor allem 
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das Ubereinkoanmen Nr. 88 und die Empfehlung 
Nr. 83 über die Organisation der Arbeitsmarktver- 
waltung von 1948, die Empfehlungen Nr. 87 betr. die 
Berufsberatung von 1949 und Nr. 117 betr. die beruf- 
liche Ausbildung von 1962 sowie das Übereinkom- 
men Nr. 111 und die Empfehlung Nr. 111 über die 
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf von 
1958. 

Das Übereinkommen faßt nun diese einzelnen Re- 
gelungen in dem umfassenderen Rahmen eines 
internationalen Programms für die Förderung des 
Wirtschaftswachstums auf der Grundlage der zu 
schaffenden vollen, produktiven und frei gewählten 
Beschäftigung zusammen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
sich in seinen Beratungen mit den vom mitberaten- 
den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
aufgezeigten Problemen der besorgniserregenden 
umfangreichen Arbeitslosigkeit in den weniger ent- 
wickelten Ländern und der dort vorhandenen Un- 
terbeschäftigung befaßt. Er vertrat dabei ebenso die 
Auffassung, daß das übereinkoimmen in höher ent- 
wickelten Industriestaaten wirksamer durchgeführt 
•werden könne, als dies in anderen Ländern möglich 
sei. 

Andererseits begrüßt der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung die bisherigen wirksamen Bemü- 
hungen der Internationalen Arbeitsorganisation um 
die Verbesserung der Beschäftigungsstruktur in den 
Entwicklungsländern. Die ILO hat für sich und in 
Zusammenarbeit mit ihren Mitgliedstaaten vielfäl- 
tige beschäftigungspolitische Maßnahmen zugunsten 
der Entwicklungsländer eingeleitet. Als Beispiel ist 
der von der ILO in Zusammenarbeit mit elf weiteren 
Organisationen erstellte Bericht über ein Beschäfti- 
gungsprogramm für Kolumbien zu nennen, der Pläne 
für die Schaffung von mehreren hunderttausend 
neuen Arbeitsplätzen vorsieht. Als weiteres Beispiel 
sei das in Italien errichtete Ausbildungszentrum 
erwähnt. Hier werden gehobene kaufmännische und 
technische Angestellte, mittlere Führungskräfte und 
Ausbilder auf ihren Beruf im Unterricht vorbereitet; 
die praktische betriebliche Ausbildung erfolgt in 
verschiedenen Mitgliedsländern. 

Dem gleichen Ziel dienen auch die von der Bun- 
desregierung und der Bundesanstalt für Arbeit 
durchgeführten Vermittlungen von ausländischen 
Praktikanten in Betriebe der Bundesrepublik sowie 
von deutschen Fachkräften ins Ausland. 

Diese Zusammenarbeit auf multilateraler und bi- 
lateraler Ebene wird mithelfen, daß die Mitglied- 
staaten auf der Grundlage des Übereinkommens 
eine aktive Beschäftigungspolitik betreiben können. 

11. Der Gesetzentwurf und das Übereinkommen 
im einzelnen 

1 . 

Der Gesetzentwurf enthält die bei Vertragsgeset- 
zen üblichen Bestimmungen über Zustimmung, Ver- 
öffentlichung, Geltung im Land Berlin sowie Inkraft- 
treten. 


2 . 

Artikel 1 des Übereinkommens verpflichtet die 
Mitgliedstaaten, durch aktive Beschäftigungspolitik 
das wirtschaftliche Wachstum und die wirtschaftliche 
Entwicklung zu fördern, den Lebensstandard zu he- 
ben, den Arbeitskräftebedarf zu decken sowie Ar- 
beitslosigkeit und Unterbeschäftigung zu beseitigen 
(Absatz 1). Eine solche Politik bedingt, daß einmal 
für alle arbeitsfähigen und arbeitssuchenden Men- 
schen Arbeitsplätze vorhanden sind, ferner die Pro- 
duktivität gesteigert wird und schließlich das Recht 
auf freie Wahl des Arbeitsplatzes, des Berufes und 
der beruflichen Bildung garantiert wird (Absatz 2), 
Ausgangspunkt für eine solche Beschäftigungspolitik 
sind der Stand und die Stufe der wirtschaftlichen 
Entwicklung sowie die übrigen innerstaatlichen Ver- 
hältnisse und Gepflogenheiten. Ebenso sind die 
Wechselbeziehungen idieser Beschäftigungsziele mit 
anderen wirtschaftlichen und sozialen Zielen zu be- 
achten (Absatz 3). 

Nach der einhelligen Ansicht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung hat der Deutsche Bundes- 
tag bereits die Grundlagen für eine aktive Beschäf- 
tigungspolitik gelegt. Das Arbeitsförderungsgesetz 
vom 29. Juni 1969 (BGBl. I S. 982) stellt die Beschäf- 
tigungspolitik in den Rahmen der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der Bundesregierung, damit ein hoher 
Beschäftigungsstand erzielt und aufrechterhalten, die 
Beschäftigungsstruktur ständig verbessert und damit 
das Wachstum der Wirtschaft gefördert wird. Der 
Koordinierung dieser Wechselbeziehungen sind auch 
die Vorschriften des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (BGBl. I S. 582) und des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 745), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Zwei- 
ten Gesetzes über Kreditermächtigungen aus Anlaß 
der Erhöhungen der Beteiligungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland an dem Internationalen Währungs- 
fonds und an der Internationalen Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung vom 12. Mai 1966 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 245) förderlich. 

Die arbeitsmarktpolitische Zielsetzung dieser Ge- 
setzgebung stellt sicher, 'daß 

1. weder Arbeitslosigkeit und unterwertige Beschäf- 
tigung noch ein Mangel an Arbeitskräften eintre- 
ten oder fortdauern, 

2. die berufliche Beweglichkeit der Erwerbstätigen 
gesichert und verbessert wird, 

3. nachteilige Folgen, die sich für die Erwerbstäti- 
gen \aus der technischen Entwicklung oder 
aus wirtschaftlichen Strukturwandlungen ergeben 
können, vermieden, ausgeglichen oder beseitigt 
werden, 

4. die berufliche Eingliederung körperlich, geistig 
oder seelisch Behinderter gefördert wird, 

5. Frauen, deren Unterbringung unter den üblichen 
Bedingungen des Arbeitsmarktes erschwert ist, 
weil sie verheiratet oder aus anderen Gründen 
durch häusliche Pflichten gebunden sind cxier 
waren, beruflich eingegliedert werden. 
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6. ältere und andere Erwerbstätige, deren Unter- 
bringung unter den üblichen Bedingungen des 
Arbeitsmarktes erschwert ist, beruflich eingeglie- 
dert werden, 

7. die Struktur der Beschäftigung nach Gebieten 
und Wiirtschaftszweigen verbessert wird. 

Um diese durch das Gesetz festgelegten Vorstel- 
lungen wirksam werden zu lassen, war es ange- 
bracht, den Partnern des Arbeitslebens, den Arbeits- 
markt, die Entwicklung in den Berufen und die För- 
derungsmöglichkeiten durch allgemeine Aufklärung 
und individuelle Beratung transparent zu machen. 

Das Arbeitsförderungsgesetz enthält ferner ein 
vielfältiges Instrumentarium, das es den Arbeitneh- 
mern ermöglicht, regional, beruflich und sektoral mo- 
bil zu sein. Außerdem sind Maßnahmen zur Siche- 
rung, Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
vorgesehen. Die Wirksamkeit dieses Instrumenta- 
riums wird bewiesen durch die koordinierten 
Maßnahmen, welche die Strukturkrise im Kohlen- 
bergbau zugunsten der Arbeitnehmer und der be- 
teiligten Wirtschaft beseitigt hat. 

In diesem Zusammenhang sind auch die Möglich- 
keiten zur Produktivitätssteigerung zu erwähnen. 
Auf Arbeitnehmerseite sind Anpassungsprogramme 
an die technische Entwicklung vorgesehen. Ähn- 
liches gilt auch für die Arbeitgeber. Besondere Be- 
deutung mißt das Arbeitsförderungsgesetz der Be- 
seitigung unterwertiger Beschäftigung bei. 

Das Recht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes, des 
Berufes und der beruflichen Bildung bei gleichzei- 
tigem Verbot jedweder Diskriminierung garantieren 
die schon bisher ergangenen Gesetze beschäftigungs- 
politischen Inhalts. Hierzu zählen auch das Ausbil- 
dungsförderungsgesetz vom 19. September 1969 


(BGBL I S. 1719) und das Berufsbildungsgesetz vom 
14. August 1969 (BGBL IS. 1112). 

Die berufliche Fortbildung und Umschulung nimmt 
ebenfalls einen breiten Raum in dieser Gesetzge- 
bung ein. 

Artikel 2 des Übereinkommens fordert die Mit- 
gliedstaaten auf, im Rahmen einer koordinierten 
Wirtschafts- und Sozialpolitik die notwendigen Maß- 
nahmen zu beschließen und ständig zu überprüfen, 
um die vorgenannten Beschäftigungsziele zu errei- 
chen. Die bisherige Gesetzgebung der Bundesrepu- 
blik wird dieser Forderung gerecht. 

Artikel 3 schreibt vor, daß bei der Durchführung 
dieses Übereinkommens insbesondere die Vertreter 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in bezug auf die 
Beschäftigungspolitik anzuhören sind, damit deren 
Erfahrung und Meinung volle Berücksichtigung fin- 
den und damit ihre Mitarbeit bei der Ausarbeitung 
und Unterstützung dieser Politik gesichert ist. 

Die Durchführung arbeitsmarktpolitischer Maß- 
nahmen obliegt nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
vom 25. Juni 1969 (BGBL I S. 582) der Bundesanstalt 
für Arbeit als Selbstverwaltungskörperschaft. In den 
Organen der Selbstverwaltung sind die Arbeitneh- 
mer und Arbeitgeber sowie die öffentlichen Körper- 
schaften zu je einem Drittel vertreten. Diese Organe 
haben auch Rechtsetzungsbefugnis zur Ausgestal- 
tung des Arbeitsförderungsgesetzes. Insoweit ist 
also die Beteiligung der Sozialpartner bei der Fest- 
legung der Beschäftigungspolitik gewährleistet. 

Die Artikel 4 bis 11 enthalten die üblichen Vor- 
schriften über die Mitteilung der Ratifikation, die 
Bindewirkung, das Inkrafttreten, die Kündigung so- 
wie Verfahrensregeln über eine Abänderung des 
Übereinkommens. 


Bonn, den 12. November 1970 


Adolf Müller (Remscheid) 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W1243 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 12. November 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialpolitik 


Dr. Schellenberg Adolf Müller (Remscheid) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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